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Beschlussvorschlag:  
 
Resolution des Jugendhilfeausschusses zur Weiterleitung an den Rat der Stadt Sankt Au-
gustin, an die Landesregierung und die im Landtag vertretenen Fraktionen. 
Am 01.01.2005 ist das TAG (Tagesbetreuungsausbaugesetz) in Kraft getreten. Es ist eine 
Novellierung des achten Sozialgesetzbuches, dem Kinder- und Jugendhilfegesetz. Insbe-
sondere soll das Tagesbetreuungsangebot für Kinder unter drei Jahren „bedarfsgerecht“ 
ausgebaut werden. 
Bis zum 01.10.2010 läuft eine Übergangsfrist, in der das Angebot durch die örtlichen Trä-
ger der Jugendhilfe erfüllt werden soll. Dieses Gesetz ist ein Bundesgesetz, dessen Aus-
führung den örtlichen Trägern der Jugendhilfe zugeordnet ist. 
Der Jugendhilfeausschuss möge folgenden Resolutionstext beschließen: 
 
Resolution 
 
Der Jugendhilfeausschuss der Stadt Sankt Augustin setzt sich nachdrücklich dafür ein, 
dass die personellen und finanziellen Auswirkungen des Tagesbetreuungsausbaugeset-
zes (TAG) nicht alleine von den Kommunen getragen werden müssen. Der Ausschuss 
fordert die im Landtag vertretenen Parteien auf, die Ausführung des TAG im Gesetz über 
Tageseinrichtungen für Kinder (GTK) zu verankern und somit die personelle und finanziel-
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le Ausstattung der an die örtlichen Jugendhilfeträger vom Bund weiter gegebenen Aufgabe 
sicherzustellen. Der im Bundesgesetz geforderte Betreuungsausbau kann unmöglich von 
den Trägern der örtlichen Jugendhilfe alleine geschultert werden und die Kosten können 
nicht schon wieder auf die schon über Gebühr belasteten Kommunen abgewälzt werden. 
Die Kommunen brauchen auch im Betreuungsangebot für Kinder unter drei Jahren Pla-
nungs- und vor allem Finanzierungssicherheit, nicht zuletzt auch, was die Qualität der zu 
erbringenden Leistung angeht. 
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